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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Vollstreckung freiheitsentziehender 
Maßregeln der Besserung und Sicherung 


A. Problem und Ziel 

Die Maßregeln der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus (§ 63 
StGB) und der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (§ 64 StGB) können 
ohne Schuldvorwurf gegen einen Täter verhängt werden; sie erfahren ihre 
Rechtfertigung aus dem Sicherungsbedürfnis der staatlichen Gemeinschaft. 
Unter Berücksichtigung der einschlägigen Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts (vgl. BVerfGE 70, 297; 91, 1) ist eine Weiterentwicklung des 
Rechts erforderlich, um die Verhängung dieser Maßregeln auf die gravierenden 
Fälle zu beschränken und die Dauer der Freiheitsentziehungen auf das unab- 
weisbar nötige Maß zu reduzieren. 

Während die übrigen freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung und 
Sicherung grundsätzlich befristet sind, sieht die Unterbringung in einem psy- 
chiatrischen Krankenhaus (§ 63 StGB) keine zeitliche Begrenzung vor. Mit Be- 
schluss vom 20. April 1989 hat der Deutsche Bundestag die Bundesregierung 
aufgefordert (Bundestagsdrucksache 11/2597), im Benehmen mit den Psychia- 
trie-Referenten der Länder ein Konzept zur Novellierung der §§63 und 64 
StGB zu erarbeiten und dabei sicherzustellen, 

- dass die Verhängung der Maßregeln der §§63 und 64 StGB auf wirklich 
gravierende Fälle beschränkt bleibt, 

- dass an die Stelle der derzeit ausnahmslos unbefristeten Unterbringung eines 
psychisch kranken Rechtsbrechers in einem psychiatrischen Krankenhaus 
eine differenzierte Regelung tritt. 

Bei der Fortentwicklung des Rechts der Unterbringung in einem psychia- 
trischen Krankenhaus ist die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
8. Oktober 1985 (vgl. BVerfGE 70, 297) zu berücksichtigen, in der für Fort- 
dauerentscheidungen bei langjährigen Unterbringungen in einem psychiatri- 
schen Krankenhaus folgende Grundsätze entwickelt wurden: 

- Je länger die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus andau- 
ert, umso strenger sind die Voraussetzungen für die Verhältnismäßigkeit des 
Freiheitsentzuges. Maßgeblich ist grundsätzlich das Verhältnis zwischen der 
vom Täter ausgehenden Gefahr und der Schwere des mit der Maßregel ver- 
bundenen Eingriffs (vgl. BVerfGE 70, 297 <315>). 

- Auch an die Sachverhaltsaufklärung sind auf Grund der Wirkkraft des Frei- 
heitsgrundrechts umso strengere Anforderungen zu stellen, je länger die Un- 
terbringung dauert. Um dem „Gebot bestmöglicher Sachaufklärung“ gerecht 
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zu werden, ist es in der Regel angezeigt, von Zeit zu Zeit einen „anstalts- 
fremden“ Sachverständigen hinzuzuziehen, wenn sich der Untergebrachte 
seit langer Zeit in ein und demselben psychiatrischen Kr ankenhaus befindet 
(vgl. BVerfGE 70, 297 <309, 3 1 1>). 

- Wenn es nach der konkreten Fallgestaltung, insbesondere bei Besonder- 
heiten und Schwierigkeiten im Diagnose- und Prognosebereich, als evident 
erscheint, dass ein Untergebrachter sich angesichts seiner Erkrankung nicht 
selbst verteidigen kann, ist ihm von Verfassungs wegen ein Pflichtverteidi- 
ger beizuordnen (vgl. BVerfGE 70, 297 <323>). 

Für die Überarbeitung des Rechts der Unterbringung in einer Entziehungsan- 
stalt ist insbesondere die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
16. März 1994 maßgeblich (vgl. BVerfGE 91, 1), in der u. a. folgende Grund- 
sätze entwickelt wurden: 

- Die Anordnung der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt und ebenso 
ihr Vollzug sind von Verfassungs wegen an die Voraussetzung geknüpft, 
dass eine hinreichend konkrete Aussicht besteht, den Süchtigen zu heilen 
oder doch über eine gewisse Zeitspanne vor dem Rückfall in die akute Sucht 
zu bewahren (vgl. BVerfGE 91,1 <30>). 

- Die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt darf nicht weiter vollzogen 
werden, wenn entgegen einer anfänglichen positiven Prognose keine hinrei- 
chend konkrete Aussicht mehr auf einen solchen Behandlungserfolg besteht 
(vgl. BVerfGE 91, 1 <31 >). 

- Bei der Anrechnung der Zeit des Maßregelvollzuges auf die Freiheitsstrafe 
müssen die gesetzlichen Regelungen darauf Bedacht nehmen, dass bei der 
jeweils vorgesehenen Art der Kumulierung die Freiheitsentziehung insge- 
samt nicht übermäßig wird und Anrechnungsausschlüsse nicht ohne Bezie- 
hung zu Grund und Ziel der Unterbringungsmaßregel erfolgen (vgl. 
BVerfGE 91, 1 <35 ff.>). 

Das Bundesverfassungsgericht erklärte die Vorschriften der §§ 64, 67 Abs. 4 
Satz 2 und § 67d Abs. 5 Satz 1 StGB teilweise für verfassungswidrig, weil sie 
den o. a. Grundsätzen nicht entsprächen. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht vor, bei der Unterbringung in einem psychiatrischen Kran- 
kenhaus (§63 StGB) bei Fortdauerentscheidungen dem Verhältnismäßigkeits- 
grundsatz größere Bedeutung zukommen zu lassen. Die Anforderungen an über 
fünfjährige Unterbringungen sollen materiell und formell erhöht werden; bei 
der Gefahr gewaltloser Eigentums- und Vermögenskriminalität soll die Unter- 
bringung auf zehn Jahre begrenzt werden. 

Weiterhin ist vorgesehen, bei der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt 
(§ 64 StGB) die Anordnung und die Fortdauer unmittelbar von dem zu erwar- 
tenden Behandlungserfolg abhängig zu machen. 

Die Vollstreckungsreihenfolge bei gleichzeitig verhängter Haftstrafe und Un- 
terbringung soll durch angepassten Vörabvollzug von Haft dergestalt verändert 
werden, dass nach Ablauf der Unterbringung in der Regel eine Bewährungsent- 
scheidung ermöglicht wird. 

Schließlich sieht der Entwurf die Umsetzung einer Entscheidung des Oberlan- 
desgerichtes vor, ob nach dem Vollzug von sechs Monaten einstweiliger Unter- 
bringung (§ 126a StPO) wichtige Gründe ein Urteil noch nicht zulassen und die 
Fortdauer der Unterbringung rechtfertigen (§§ 121 und 122 StPO). 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

Haushaltsausgaben mit und ohne Vollzugsaufwand 

Durch die Begrenzung der Unterbringungen in einem psychiatrischen Kranken- 
haus bei gewaltloser Eigentumskriminalität und die Veränderung der Vollstre- 
ckungsreihenfolge bei der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt verkürzen 
sich in einschlägigen Fällen die Unterbringungszeiten, so dass die öffentlichen 
Haushalte entlastet werden. Durch den Einsatz externer Gutachter und die 
Notwendigkeit, nach jeweils fünf Jahren vollzogener Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus ein gesondertes Verfahren zur Frage der Fort- 
dauer der Unterbringung durchführen zu müssen, werden Mehrkosten ent- 
stehen. Es erscheint allerdings wahrscheinlich, dass die Entlastungen über- 
wiegen werden. 

Wie hoch die Entlastungen bzw. Mehrkosten sein werden, lässt sich derzeit 
nicht exakt Vorhersagen. 


E. Sonstige Kosten 

Keine 




Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 14/8200 


Bundesrepublik Deutschland 
der Bundeskanzler 


Berlin, den 


6 ; 


Februar 2002 


Herrn 

Wolfgang Thierse 
Präsident des 
Deutschen Bundestages 
Platz der Republik 1 

11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 771 . Sitzung am 20. Dezember 2001 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Vollstreckung 
freiheitsentziehender Maßregeln der Besserung und Sicherung 


mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Vollstreckung freiheitsentziehender 
Maßregeln der Besserung und Sicherung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. November 1998 (BGBl. 1 S. 3322), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1 . § 64 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 64 

Unterbringung in einer Entziehungsanstalt 

Flat jemand den Hang, alkoholische Getränke oder an- 
dere berauschende Mittel im Übermaß zu sich zu neh- 
men, und wird er wegen einer rechtswidrigen Tat, die er 
im Rausch begangen hat oder die auf seinen Hang zu- 
rückgeht, verurteilt oder nur deshalb nicht verurteilt, 
weil seine Schuldunfähigkeit erwiesen oder nicht auszu- 
schließen ist, so ordnet das Gericht die Unterbringung in 
einer Entziehungsanstalt an, wenn die Gefahr besteht, 
dass er infolge seines Hanges erhebliche rechtswidrige 
Taten begehen wird. Die Anordnung ergeht nur, wenn 
die Behandlung in einer Entziehungsanstalt geeignet er- 
scheint, den Untergebrachten zu heilen oder über eine 
nicht unerhebliche Zeit vor dem Rückfall in den Hang zu 
bewahren und ihn von der Begehung erheblicher rechts- 
widriger Taten abzuhalten, die auf seinen Hang zurück- 
gehen.“ 

2. § 67 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 werden folgende Sätze angefugt: 

„Bei Anordnung der Unterbringung in einer Entzie- 
hungsanstalt neben einer zeitigen Freiheitsstrafe von 
über drei Jahren soll das Gericht bestimmen, dass ein 
Teil der Strafe vor der Maßregel zu vollziehen ist. 
Dieser Teil der Strafe ist so zu bemessen, dass nach 
seiner Vollziehung und einer anschließenden Unter- 
bringung eine Entscheidung nach Absatz 5 Satz 1 
möglich ist.“ 

b) In Absatz 4 wird Satz 2 aufgehoben. 

c) In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „vollzo- 
gen“ die Wörter „oder liegt ein Fall des Absatzes 2 
Satz 2 vor“ eingefügt. 

3. § 67d wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Sind fünf Jahre der Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus vollzogen worden, so 
soll das Gericht die Maßregel für erledigt erklären, 
wenn nicht die Gefahr besteht, dass der Unterge- 
brachte auf Grund seines Zustandes außerhalb des 
Maßregelvollzuges erhebliche rechtswidrige Taten 


begehen wird, durch welche die Opfer seelisch oder 
körperlich geschädigt werden oder schwerer wirt- 
schaftlicher Schaden angerichtet wird. Sind zehn 
Jahre der Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus vollzogen worden, so soll das Gericht 
die Maßregel für erledigt erklären, wenn nicht die 
Gefahr besteht, dass der Untergebrachte auf Grund 
seines Zustandes außerhalb des Maßregelvollzuges 
erhebliche rechtswidrige Taten begehen wird, durch 
welche die Opfer seelisch oder körperlich schwer ge- 
schädigt werden. Mit der Erledigung nach Satz 1 
oder Satz 2 tritt Führungsaufsicht ein.“ 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Das Gericht bestimmt, dass die Unterbringung 
in einer Entziehungsanstalt nicht weiterzuvollziehen 
ist, wenn die Voraussetzungen des § 64 Satz 2 nicht 
mehr vorliegen; die Entscheidung soll erst nach Ab- 
lauf einer Unterbringungsdauer von mindestens drei 
Monaten erfolgen. Mit der Entlassung aus dem Voll- 
zug der Unterbringung tritt Führungsaufsicht ein.“ 

4. In § 68 Abs. 2 wird die Angabe „67d Abs. 2, 3 und 5“ 
durch die Angabe „§ 67d Abs. 2 bis 3a und 5“ ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung der Strafprozessordnung 

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), zuletzt 
geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. In § 126a Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§§ 114 bis 
115a, 117 bis 119, 125 und 126“ durch die Angabe 
„§§ 114 bis 119, 121 und 122, 123 bis 126“ ersetzt. 

2. § 463 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird in den Sätzen 1 und 3 jeweils die 
Angabe „§ 67d Abs. 2 und 3“ durch die Angabe 
„§ 67d Abs. 2 bis 3a“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Zur Vorbereitung einer Entscheidung nach 
§ 67d Abs. 3a des Strafgesetzbuches sowie im Rah- 
men der nachfolgenden Überprüfungen nach § 67e 
des Strafgesetzbuches nach jeweils fünf Jahren voll- 
zogener Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus hat das Gericht das Gutachten eines 
Sachverständigen einzuholen, der weder mit der Be- 
handlung des Untergebrachten befasst sein noch in 
dem psychiatrischen Krankenhaus arbeiten darf, in 
dem sich der Untergebrachte befindet. Dem Sachver- 
ständigen ist Einsicht in die Patientendaten des Kran- 
kenhauses über den Untergebrachten zu gewähren. 
§ 454 Abs. 2 Satz 3 bis 6 gilt entsprechend. Dem Un- 
tergebrachten, der keinen Verteidiger hat, bestellt das 
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Gericht für das Verfahren nach Satz 1 einen Verteidi- 
ger.“ 

c) In Absatz 6 wird die Angabe „§ 67d Abs. 2, 4“ durch 
die Angabe „§ 67d Abs. 2 bis 3a und 5“ ersetzt. 


Artikel 3 

Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 

Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 368-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
. . ., wird wie folgt geändert: 

1 . Nach § 92 wird folgender § 92a eingefügt: 

„§ 92a 

Gerichtliche Entscheidung über die Erledigung 
oder Aussetzung der Unterbringung 

Der Rechtsanwalt erhält als Verteidiger im Verfahren 
über die Erledigung oder Aussetzung der Maßregel der 
Unterbringung 

1. in der Sicherungsverwahrung (§ 463 Abs. 3 der 
Strafprozessordnung); 

2. in einem psychiatrischen Krankenhaus (§ 463 Abs. 3 
und 3a der Strafprozessordnung) 

jeweils eine Gebühr von 120 bis 1 520 Deutsche Mark.“ 

2. ln § 97 Abs. 1 wird nach Satz 3 folgender Satz einge- 
fügt: 

„Das Fünffache der Mindestgebühr erhält der Rechtsan- 
walt auch in den Fällen des § 92a.“ 


Artikel 4 


Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf soll die rechtlichen Rahmenbedingun- 
gen für die Arbeit in den Anstalten des Maßregelvollzuges 
verbessern. Er schafft die rechtlichen Voraussetzungen, um 
im Einzelfall schneller und effektiver auf neue Erkenntnisse 
zur Therapiefähigkeit und Therapiewilligkeit von Unterge- 
brachten reagieren zu können. 

Mit dem Gesetzentwurf wird die Möglichkeit geschaffen, in 
den Fällen, in denen die Unterbringung in einer Entzie- 
hungsanstalt neben einer Freiheitsstrafe angeordnet ist, un- 
ter bestimmten Voraussetzungen die einstweilige sofortige 
Überweisung nicht therapiefähiger oder therapiewilliger 
Personen aus der Entziehungsanstalt in den Vollzug der 
Freiheitsstrafe anzuordnen. Dies entlastet die Entziehungs- 
anstalten und stärkt sie in der Erfüllung ihrer therapeuti- 
schen Aufgaben. 

Im Fall der Überweisung aus dem Vollzug der Unterbrin- 
gung in einer Entziehungsanstalt in den Vollzug der Unter- 
bringung in einem psychiatrischen Krankenhaus ermöglicht 
es der Entwurf, Dauer und Überprüfungsfristen unter be- 
stimmten Voraussetzungen nach der neuen Maßregel auszu- 
richten. Dadurch werden die rechtlichen Rahmenbedingun- 
gen für die Therapie verbessert, fristbedingte vorzeitige Ent- 
lassungen nicht ausreichend therapierter Personen vermie- 
den. 

Schließlich sieht der Gesetzentwurf im Fall der Anordnung 
der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt neben einer 
Freiheitsstrafe von über drei Jahren in der Regel den Vör- 
wegvollzug eines Teils der Strafe vor der Maßregel vor. Da- 
durch wird besser als bisher erreicht, dass der Maßregelvoll- 
zug auf eine Entlassung in die Freiheit nach erfolgreicher 
Therapie vorbereiten kann. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 (Änderung des Strafgesetzbuches) 

Zu Nummer 1 (§ 64 StGB) 

Nach dem derzeitigen Wortlaut ist in § 64 Abs. 1 StGB die 
Anordnung einer Unterbringung in einer Entziehungsanstalt 
vorgesehen, wenn jemand den Hang hat, alkoholische Ge- 
tränke oder andere berauschende Mittel im Übermaß zu sich 
zu nehmen und er wegen einer rechtswidrigen Tat, die er im 
Rausch begangen hat oder die auf seinen Hang zurückgeht, 
verurteilt oder nur deshalb nicht verurteilt wird, weil seine 
Schuldunfähigkeit erwiesen oder nicht auszuschließen ist, 
und zusätzlich die Gefahr besteht, dass er infolge seines 
Hanges weitere erhebliche rechtswidrige Taten begehen 
wird. Nach § 64 Abs. 2 StGB unterbleibt diese Anordnung 
nur, wenn eine Entziehungskur von vornherein aussichtslos 
erscheint. 

Ein Ausschluss der Unterbringung kommt demnach nur in 
Betracht, wenn nicht die geringste Chance eines Erfolges 
der Entziehungskur besteht; eine begründete Erfolgsaus- 
sicht wird dagegen nicht gefordert. 


Mit Beschluss vom 16. März 1994 hat das Bundesverfas- 
sungsgericht diese Regelung teilweise für verfassungswid- 
rig erklärt und festgestellt, dass die Anordnung der Unter- 
bringung in einer Entziehungsanstalt von Verfassungs we- 
gen an die Voraussetzung geknüpft sein müsse, dass eine 
hinreichend konkrete Aussicht bestehe, den Süchtigen zu 
heilen oder doch über eine gewisse Zeit vor dem Rückfall in 
die akute Sucht zu bewahren (vgl. BVerfGE 91,1 <30 f.>). 

Das Freiheitsgrundrecht nach Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 GG er- 
laube es nicht, die Unterbringung eines - aus welchen Grün- 
den auch immer - nicht behandlungsfähigen Täters in einer 
Entziehungsanstalt anzuordnen, nur um durch dessen Ver- 
wahrung die Allgemeinheit zu schützen; vielmehr dürfe die 
Unterbringung nur zur Suchtbehandlung angeordnet wer- 
den, wenn diese auf den Schutz der Allgemeinheit durch 
Besserung ausgerichtet sei. Als Grundrechtseingriff müsse 
die freiheitsentziehende Maßregel hinsichtlich der gesetzli- 
chen Voraussetzungen ihrer Anordnung und Durchführung 
in einem angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten 
Schutz von Interessen der Allgemeinheit stehen; sie dürfe 
daher nur für Fälle vorgesehen werden, in denen sie geeig- 
net sei, den Schutzzweck gerade durch Behandlung zu errei- 
chen (vgl. BVerfGE 91,1 <28 £>). Der Gesetzgeber muss 
beachten, dass eine gleichwohl erfolgte Unterbringung nur 
durch eine konkrete Chance für einen Behandlungserfolg 
gerechtfertigt werden kann (vgl. BVerfGE 91,1 <29 £>). 

Der Entwurf nimmt daher eine Neufassung des § 64 StGB 
vor. An die Stelle der bisherigen Ausschlussregelung des 
§ 64 Abs. 2 StGB tritt in § 64 Satz 2 StGB-E die weitere po- 
sitive Voraussetzung, dass die Anordnung der Unterbrin- 
gung in einer Entziehungsanstalt nur ergehen darf, wenn die 
Behandlung in einer Entziehungsanstalt geeignet erscheint, 
den Untergebrachten zu heilen oder über eine nicht unerheb- 
liche Zeit vor dem Rückfall in den Hang zu bewahren und 
ihn von der Begehung erheblicher rechtswidriger Taten ab- 
zuhalten, die auf seinen Hang zurückgehen. Die durch das 
Bundesverfassungsgericht entwickelten Maßstäbe werden 
mit dieser Klausel in Gesetzesrecht umgesetzt. Es wird 
keine sichere oder unbedingte Gewähr, sondern eine durch 
Tatsachen begründete Wahrscheinlichkeit des Behandlungs- 
erfolges verlangt. Die Anordnung der Unterbringung in ei- 
ner Entziehungsanstalt hängt damit auch künftig nicht vom 
Therapiewillen des Untergebrachten ab. Vielmehr kann die 
Herbeiführung der Behandlungsbereitschaft des Unterge- 
brachten Bestandteil der Therapie sein. 

Zu Nummer 2 (§ 67 StGB) 

Zu Buchstabe a (§ 67 Abs. 2 StGB) 

Nach § 67 Abs. 1 StGB ist die Unterbringung in einer Ent- 
ziehungsanstalt, die neben einer Freiheitsstrafe angeordnet 
wird, grundsätzlich vor der Strafe zu vollziehen. 

Wird neben der Unterbringung in einer Entziehungsanstalt 
eine langjährige Freiheitsstrafe verhängt, führt dies häufig 
dazu, dass nach erfolgreicher Therapie die Reststrafe schon 
deshalb nicht gemäß § 67 Abs. 5 Satz 1 StGB zur Bewäh- 
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rung ausgesetzt werden kann, weil noch nicht einmal die 
Hälfte der Strafe erledigt ist. Die Aussicht, auch nach er- 
folgreicher Therapie weiter im Maßregelvollzug zu verblei- 
ben oder aber dem Vollzug der Freiheitsstrafe in einer Jus- 
tizvollzugsanstalt zugeführt zu werden (§67 Abs. 5 Satz 2 
StGB), behindert die Entziehungstherapie, die auf ein absti- 
nentes Leben in Freiheit gerichtet ist. Kommt es nach er- 
folgreichem Therapieabschluss zu einem Weitervollzug der 
Maßregel in der Entziehungsanstalt, führt dies zur unnöti- 
gen Belegung von Therapieplätzen. Wird statt dessen der 
Vollzug der Freiheitsstrafe angeordnet, kann dies zur Ge- 
fährdung des im Maßregelvollzug Erreichten führen. 

Die Regelung des § 67 Abs. 2 StGB, wonach das Gericht 
bestimmen kann, die Strafe oder einen Teil der Strafe vor 
der Maßregel zu vollziehen, reicht für eine sachgerechte Lö- 
sung nicht aus. Wegen ihres Ausnahmecharakters wird die 
Bestimmung nur zurückhaltend angewendet. Zweckmäßig- 
keitserwägungen genügen nicht (vgl. Tröndle/Fischer, 
StGB-Kommentar, § 67 Rn. 6a m. w. N. zur Rechtspre- 
chung), der Vorwegvollzug muss vielmehr im Einzelfall 
notwendig sein, um der Maßregel zum Erfolg zu verhelfen 
oder jedenfalls den Täter dem Maßregelvollzugsziel näher 
zu bringen (vgl. BGH, StV 1 986, 489). 

Der Entwurf sieht deshalb in § 67 Abs. 2 Satz 2 StGB-E 
vor, dass bei Anordnung der Unterbringung in einer Entzie- 
hungsanstalt neben einer Freiheitsstrafe von über drei Jah- 
ren das Gericht bestimmen soll, dass ein Teil der Freiheits- 
strafe vor der Maßregel zu vollziehen ist. Damit wird in die- 
sen Fällen der Vorwegvollzug eines Teils der Freiheitsstrafe 
die Regel. 

Dem Ziel der Gesetzesänderung entsprechend ordnet der 
Entwurf in § 67 Abs. 2 Satz 3 StGB-E an, dass der vorweg 
zu vollziehende Teil der Strafe so zu bestimmen ist, dass 
nach seiner Vollziehung und anschließender Unterbringung 
eine Strafrestaussetzung möglich ist. Bei der Bestimmung 
der der Berechnung zu Grunde zu legenden Dauer der Un- 
terbringung wird sich das Gericht an der voraussichtlichen 
Dauer einer erfolgreichen Therapie zu orientieren haben, die 
nach den Erfahrungen der Praxis ausweislich einer im Auf- 
trag der Justizministerinnen und -minister durch den Straf- 
rechtsausschuss durchgeführten und zur 70. Konferenz der 
Justizministerinnen und -minister vom 7. bis 9. Juni 1999 
vorgelegten Erhebung durchschnittlich bei etwas über ei- 
nem Jahr liegt. Jedenfalls kann die Zeitdauer der vorweg zu 
vollstreckenden Freiheitsstrafe nicht so knapp bemessen 
werden, dass bei Zugrundelegung der Unterbringungs- 
höchstdauer von zwei Jahren (§ 67d Abs. 1 Satz 1 StGB) 
nicht einmal die für die Strafrestaussetzung gemäß § 67 
Abs. 5 Satz 1 StGB erforderliche Erledigung von mindes- 
tens der Hälfte der Strafe erreicht ist. 

Unter Berücksichtigung üblicher Therapiedauern gewähr- 
leistet der Entwurf mit der Dreijahresgrenze in § 67 Abs. 2 
Satz 2 StGB-E im Regelfall, dass die wünschenswerte Ent- 
lassung in die Freiheit nach erfolgreicher Therapie nicht da- 
ran scheitert, dass die Strafe noch nicht in ausreichendem 
Maße vollzogen ist. Die Einbeziehung noch niedrigerer 
Freiheitsstrafen würde den unerwünschten Vorwegvollzug 
kurzfristiger Strafzeiten zur Folge haben. 


Zu Buchstabe b (§ 67 Abs. 4 StGB) 

Wird eine Maßregel ganz oder zum Teil vor der Strafe voll- 
zogen, sieht § 67 Abs. 4 Satz 1 StGB vor, die Zeit des Voll- 
zuges der Maßregel auf die Strafe anzurechnen, bis zwei 
Drittel der Strafe erledigt sind. Nach § 67 Abs. 4 Satz 2 
StGB ist diese Anrechnung jedoch ausgeschlossen, wenn 
das Gericht eine Anordnung nach § 67d Abs. 5 Satz 1 StGB 
trifft. Der Ausschluss betrifft demnach diejenigen Fälle, in 
denen das Gericht nachträglich bestimmt hat, die Unterbrin- 
gung in einer Entziehungsanstalt nicht weiter zu vollziehen, 
weil ihr Zweck aus Gründen, die in der Person des Unterge- 
brachten liegen, nicht erreicht werden kann. 

Mit Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 
16. März 1994 wurde die Vorschrift des § 67 Abs. 4 Satz 2 
StGB für nichtig erklärt (vgl. BVerfGE 91, 1). Die Regelung 
lasse sich vor dem Freiheitsgrundrecht nicht rechtfertigen, 
da der undifferenzierte Anrechnungsausschluss auch in den- 
jenigen Fällen zutreffe, in denen der Betroffene für die Wei- 
gerung, an der Behandlung mitzuwirken, achtenswerte 
Giünde habe, die etwa in Verhältnissen der Anstalt, der an- 
gewandten Therapiemethode oder in der Person des Thera- 
peuten liegen könnten. Ein völliger Ausschluss der Anrech- 
nung sei verfassungsrechtlich nur dann gerechtfertigt, wenn 
sich das Scheitern der Behandlung eindeutig und nachweis- 
lich auf eine Therapieunwilligkeit des Betroffenen ohne 
achtbare Gründe zurückführen lasse (vgl. BVerfGE 91, 1 
<32, 36>). 

Eine Neuregelung der Nichtanrechnung setzt demnach vo- 
raus, dass Therapieunwilligkeit von Therapieunfähigkeit in 
der Vollzugspraxis tatsächlich unterschieden und dies auch 
festgestellt werden kann. Allerdings haben die vom Bundes- 
verfassungsgericht befragten zwölf Kliniken, in denen Maß- 
regeln nach § 64 StGB vollzogen werden, ausgeführt, dass 
die rechtliche Unterscheidung zwischen Therapieunwillig- 
keit und -Unfähigkeit keine reale Entsprechung in der psy- 
chiatrischen Diagnose habe (vgl. BVerfGE 91,1 <22>). 

Da somit eine ausreichend feststellbare Abgrenzung zwi- 
schen Therapieunwilligkeit und -fähigkeit nicht möglich ist, 
sieht der Entwurf eine ersatzlose Streichung des § 67 Abs. 4 
Satz 2 StGB vor. 

Zu Buchstabe c (§ 67 Abs. 5 StGB) 

Der Entwurf erweitert die Möglichkeit der Strafrestausset- 
zung zur Bewährung gemäß § 67 Abs. 5 Satz 1 StGB, die 
bisher auf Fälle des Vorwegvollzuges der Maßregel be- 
schränkt ist, auf diejenigen Fälle, in denen gemäß § 67 
Abs. 2 Satz 2 StGB ein Teil der Freiheitsstrafe vor der Maß- 
regel vollstreckt worden ist. Diese Änderung ist notwendige 
Folge der Intention, gerade durch die Möglichkeit des Vor- 
wegvollzuges eines Teils der Freiheitsstrafe die Strafrestaus- 
setzung unmittelbar nach erfolgreichem Therapieabschluss 
zu ermöglichen. 

Zu Nummer 3 (§ 67d StGB) 

Zu Buchstabe a (§ 67d Abs. 3a StGB) 

Nach geltender Rechtslage ist die Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus unbefristet, und eine Ausset- 
zung der Unterbringung zur Bewährung ist nach § 67d 
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Abs. 2 StGB nur möglich, wenn zu erwarten ist, dass der 
Untergebrachte außerhalb des Maßregelvollzuges keine 
rechtswidrigen Taten mehr begehen wird. 

Da als Anlasstaten für eine Unterbringung in einem psychi- 
atrischen Krankenhaus auch Taten der mittleren Krimi- 
nalität ausreichen (vgl. Stree in Schönke/Schröder, 
StGB-Kommentar, § 63 Rn. 15 m. w. N. aus der Rechtspre- 
chung) und nach dem Gesetzeswortlaut die bisherige Dauer 
der Unterbringung bei der Fortdauerentscheidung ohne Be- 
rücksichtigung bleibt, können in der Praxis langjährige Un- 
terbringungen in einem psychiatrischen Krankenhaus we- 
gen relativ geringer Anlasstaten festgestellt werden (vgl. 
BVerfG, NJW 1995, 3048, Unterbringung: ca. 25 Jahre, An- 
lasstaten: Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, Haus- 
friedensbruch, Sachbeschädigung; OLG Celle, NStZ 1989, 
491 f., Unterbringung: ca. 11 Jahre, Anlasstaten: fünf Dieb- 
stähle). 

Allerdings hat das Bundesverfassungsgericht hierzu festge- 
stellt: „Je länger die Unterbringung in einem psychiatri- 
schen Krankenhaus andauert, umso strenger werden die Vo- 
raussetzungen für die Verhältnismäßigkeit des Freiheitsent- 
zuges sein. Das Freiheitsgrundrecht gewinnt wegen des sich 
verschärfenden Eingriffs immer stärkeres Gewicht für die 
Wertentscheidung des Strafvollstreckungsrichters.“ (vgl. 
BVerfGE 70, 297 <31 5>). 

Unter stärkerer Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeits- 
prinzips sieht der Entwurf in § 67d Abs. 3a StGB-E vor, 
dass 

- bei einer Unterbringung, die bereits fünf Jahre andauert, 
das Gericht die Maßregel für erledigt erklären soll, wenn 
nicht die Gefahr besteht, dass der Untergebrachte auf 
Grund seines Zustandes außerhalb des Maßregelvollzu- 
ges erhebliche rechtswidrige Taten begehen wird, durch 
welche die Opfer seelisch oder körperlich geschädigt 
werden oder schwerer wirtschaftlicher Schaden ange- 
richtet wird (§ 67d Abs. 3a Satz 1 StGB-E); 

- eine Unterbringung, die bereits zehn Jahre andauert, für 
erledigt erklärt werden soll, wenn nicht die Gefahr be- 
steht, dass der Untergebrachte auf Grund seines Zustan- 
des außerhalb des Maßregelvollzuges erhebliche rechts- 
widrige Taten begehen wird, durch welche die Opfer 
seelisch oder körperlich schwer geschädigt werden 
(§ 67d Abs. 3a Satz 2 StGB-E). 

Die Ausgestaltung als Soll-Regelung erlaubt es, Ausnahme- 
fällen wie z. B. demjenigen des psychisch kranken Kunstat- 
tentäters Rechnung zu tragen, der infolge seines Zustandes 
eine Gefahr für wertvolle und unersetzbare Kunstwerke dar- 
stellt. Sie ermöglicht es auch, eine erst nach mehrjähriger 
Unterbringung Erfolge zeigende Therapie, die kurz vor dem 
Abschluss steht, zu beenden. 

Neben § 67d Abs. 3a Satz 1 und 2 StGB-E bleibt in denjeni- 
gen Fällen, in denen die Voraussetzungen für eine Erledi- 
gungserklärung nicht vorliegen, die in § 67d Abs. 2 StGB 
vorgesehene Aussetzung der Unterbringung zur Bewährung 
möglich. Aus den Sonderregelungen in § 67d Abs. 3a Satz 1 
und 2 StGB-E ergibt sich allerdings, dass für die Ausset- 
zungsentscheidung nach fünf Jahren Unterbringung nur 
noch auf solche erhebliche rechtswidrige Straftaten abge- 
stellt werden kann, durch welche die Opfer seelisch oder 
körperlich geschädigt werden oder schwerer wirtschaftli- 


cher Schaden angerichtet wird. Nach zehn Jahren Unterbrin- 
gung kann bei der Aussetzungsentscheidung nur noch auf 
solche erhebliche rechtswidrige Straftaten abgestellt wer- 
den, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich schwer 
geschädigt werden. 

Das Verhältnis zwischen den Entscheidungen nach § 67d 
Abs. 3a StGB-E und der Aussetzungsentscheidung nach 
§ 67d Abs. 2 StGB stellt sich danach im Einzelnen wie folgt 
dar: 

Nach fünf Jahren erfolgter Unterbringung bis einschließlich 
des zehnten Jahres sind drei Fallkonstellationen zu unter- 
scheiden: 

- Falls keine Gefahr besteht, dass der Untergebrachte auf 
Grund seines Zustandes außerhalb des Maßregelvollzu- 
ges erhebliche rechtswidrige Taten begehen wird, durch 
welche die Opfer seelisch oder körperlich geschädigt 
werden oder schwerer wirtschaftlicher Schaden ange- 
richtet wird, soll die Unterbringung ohne weitere Vo- 
raussetzung für erledigt erklärt werden; 

- falls eine solche Gefahr nur noch im Rahmen eines eine 
Aussetzungsentscheidung nach § 67d Abs. 2 StGB be- 
gründenden vertretbaren Risikos besteht, ist die weitere 
Vollstreckung der Unterbringung zur Bewährung auszu- 
setzen; 

- falls eine solche Gefahr noch besteht und die Vorausset- 
zungen einer Aussetzungsentscheidung nach § 67d 
Abs. 2 StGB nicht vorliegen, ist die Unterbringung wei- 
ter zu vollstrecken. 

Nach zehn Jahren erfolgter Unterbringung werden die Vo- 
raussetzungen der Fortdauer der Maßregel erhöht. Maßgeb- 
lich ist nur noch die Gefahr erheblicher rechtswidriger Ta- 
ten, durch welche die Opfer seelisch oder körperlich schwer 
geschädigt werden. Falls eine solche Gefahr nicht (mehr) 
besteht, soll die Maßregel für erledigt erklärt werden. Im Er- 
gebnis wird damit die Unterbringung in einem psychiatri- 
schen Krankenhaus allein wegen gewaltloser Eigentums- 
und Vermögensdelikte in der Regel auf zehn Jahre begrenzt. 
Gerade mit dieser Regelung soll dem Verhältnismäßigkeits- 
grundsatz in besonderer Weise Rechnung getragen werden. 
Berücksichtigt wurden insoweit auch die Regelungen im 
Besonderen Teil des Strafgesetzbuches, die selbst in beson- 
ders schweren Fällen von Vermögenskriminalität keine 
Freiheitsstrafe von über zehn Jahren vorsehen (vgl. z. B. 
§§ 243, 263 Abs. 3, § 266 Abs. 2 StGB). Bedeutsam ist in 
diesem Zusammenhang auch die Neuregelung der Siche- 
rungsverwahrung in dem am 31. Januar 1998 in Kraft getre- 
tenen Gesetz zur Bekämpfung von Sexualdelikten und an- 
deren gefährlichen Straftaten (BGBl. I S. 160). Danach ist 
die Maßregel nach zehn Jahren Vollzug der Sicherungsver- 
wahrung für erledigt zu erklären, wenn nicht die Gefahr be- 
steht, dass der Untergebrachte infolge seines Hanges erheb- 
liche Straftaten begeht, durch welche die Opfer seelisch 
oder körperlich schwer geschädigt werden (§ 67d Abs. 3 
StGB). 

Auch nach zehn Jahren erfolgter Unterbringung sind drei 
Fallkonstellationen zu unterscheiden: 

- Falls keine Gefahr besteht, dass der Untergebrachte auf 
Grund seines Zustandes außerhalb des Maßregelvollzu- 
ges erhebliche rechtswidrige Taten begehen wird, durch 
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welche die Opfer seelisch oder körperlich schwer ge- 
schädigt werden, soll die Maßregel für erledigt erklärt 
werden; 

- falls eine solche Gefahr nur noch im Rahmen eines eine 
Aussetzungsentscheidung nach § 67d Abs. 2 StGB be- 
gründenden vertretbaren Risikos besteht, ist die weitere 
Vollstreckung der Unterbringung zur Bewährung auszu- 
setzen; 

- falls eine solche Gefahr noch besteht und die Vorausset- 
zungen einer Aussetzungsentscheidung nach § 67d 
Abs. 2 StGB nicht vorhegen, ist die Unterbringung wei- 
ter zu vollstrecken. 

Insgesamt verbleibt damit die Möglichkeit, bei gefährlichen 
Straftätern, die Leib oder Leben anderer Personen gefähr- 
den, auch eine lebenslange Unterbringung zu vollziehen 
oder unter den Voraussetzungen des § 67d Abs. 2 StGB eine 
Unterbringung zur Bewährung auszusetzen und der verblei- 
benden Restgefahr durch entsprechende Weisungen zu be- 
gegnen. 

Nach § 67d Abs. 3a Satz 3 StGB-E tritt mit der Aussetzung 
nach § 67d Abs. 3a Satz 1 StGB-E und der Erledigung nach 
§ 67d Abs. 3a Satz 2 StGB-E Führungsaufsicht ein. Hier- 
durch wird die Möglichkeit geschaffen, auf die weitere Le- 
bensführung eines aus der Unterbringung Entlassenen Ein- 
fluss zu nehmen, um ihn auch auf diese Weise von weiteren 
Straftaten abzuhalten und somit dem Schutzbedürfnis der 
Gesellschaft gerecht zu werden. 

Zu Buchstabe b (§ 67d Abs. 5 StGB) 

Die bisherige Regelung in § 67 Abs. 5 Satz 1 StGB sieht 
vor, dass das Gericht nach einer Unterbringung in einer Ent- 
ziehungsanstalt, die mindestens ein Jahr vollzogen ist, nach- 
träglich bestimmen kann, die Unterbringung nicht weiter zu 
vollziehen, wenn ihr Zweck aus Gründen, die in der Person 
des Untergebrachten liegen, nicht erreicht werden kann. 

Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
16. März 1994 (vgl. BVerfGE 91, 1) ist diese Bestimmung 
nichtig; sie ist unvereinbar mit der aus Artikel 2 Abs. 1 und 
2 Satz 2 GG abzuleitenden Forderung, die Behandlung ab- 
zubrechen und die Unterbringung in der Entziehungsanstalt 
nicht weiter zu vollziehen, sobald festgestellt werden könne, 
dass für den Untergebrachten keine hinreichend konkrete 
Aussicht auf einen Behandlungserfolg bestehe (vgl. 
BVerfGE 91, 1 <34>). Da auch der Vollzug der Unterbrin- 
gung an die Feststellung einer hinreichend konkreten Aus- 
sicht auf Behandlungserfolg geknüpft sei, dürfe die Unter- 
bringung nicht weiter vollzogen werden, wenn entgegen 
einer anfänglich positiven Prognose keine Aussicht auf 
einen solchen Behandlungserfolg mehr bestehe (vgl. 
BVerfGE 91, 1 <31 >). 

Der Entwurf sieht daher in § 67d Abs. 5 StGB-E vor, die 
Unterbringung zu beenden, wenn die oben genannten Vo- 
raussetzungen des § 64 Satz 2 StGB-E nicht mehr vorlie- 
gen, wenn also nicht mehr zu erwarten ist, dass die Behand- 
lung den Untergebrachten davon abhält, künftig erneut er- 
hebliche rechtswidrige Taten zu begehen, die auf seinen 
Hang zurückgehen, alkoholische Getränke oder andere be- 
rauschende Mittel im Übermaß zu sich zu nehmen. 


Diese Entscheidung soll allerdings erst nach einer Unter- 
bringungszeit von mindestens drei Monaten erfolgen. Der 
Entwurf sieht diese Frist vor, da einerseits regelmäßig nach 
drei bis sechs Monaten erkannt werden kann, ob die Be- 
handlung des Untergebrachten Aussicht auf Erfolg hat (vgl. 
BVerfGE 91,1 <34>), diese Unterbringungsdauer anderer- 
seits erforderlich ist, um überhaupt den ernsthaften Versuch 
einer therapeutischen Arbeit mit dem Untergebrachten un- 
ternehmen zu können. Lediglich in Ausnahmefällen, so z.B. 
wenn sich unmittelbar nach Beginn der Unterbringung bei 
dem Patienten ein Hirntumor herausstellt, soll es möglich 
sein, schon vor Ablauf der Mindestfrist die Erledigung der 
Maßregel auszusprechen. 

Eine Überprüfung von Amts wegen findet nach dieser Frist 
nicht statt. Vielmehr gelten für sie die Fristen des § 67e 
Abs. 2 StGB. 

Zu Nummer 4 (§ 68 Abs. 2 StGB) 

Die Änderung in § 68 Abs. 2 StGB-E ist eine Folgeände- 
rung aus Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a. 

Zu Artikel 2 (Änderung der Strafprozessordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 126a StPO) 

Nach geltender Rechtslage werden in § 126a Abs. 2 StPO 
die für die Untersuchungshaft geltenden Vorschriften der 
§§ 111 bis 115a, 117 bis 119, 125 und 126 StPO auch bei 
der einstweiligen Unterbringung für entsprechend anwend- 
bar erklärt. 

Die vorgesehene Aufnahme des § 116 StPO (Aussetzung 
des Vollzuges) erscheint nicht nur rechtspolitisch er- 
wünscht, sondern im Hinblick auf das bei § 126a StPO 
grundsätzlich auch zu beachtende Verhältnismäßigkeitsprin- 
zip sachgerecht. Bereits heute wird dies von einem Teil der 
Literatur und Rechtsprechung vertreten. Die Aufnahme des 
§ 123 StPO in die Verweisungskette ist als Folgeänderung 
erforderlich. 

Daneben werden auch die §§ 116a und 124 StPO in die Ver- 
weisungskette aufgenommen. Zwar dürfte eine Auflage 
nach § 116 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 StPO (Sicherheitsleistung), 
auf die sich die §§ 116a und 124 StPO beziehen, als allei- 
nige Auflage bei Aussetzung des Unterbringungsbefehls 
nicht in Betracht kommen. Es kann aber bei der Aussetzung 
der einstweiligen Unterbringung durchaus sinnvoll sein, 
diese Auflage in Verbindung mit einer anderen Auflage zu 
verhängen. 

Die Prüfung der Fortdauer der einstweiligen Unterbringung 
unter entsprechender Anwendung der §§121 und 122 StPO 
ist ebenfalls rechtspolitisch erwünscht. Auch im Rahmen 
der einstweiligen Unterbringung soll damit dem Beschleu- 
nigungsgrandsatz, den die §§ 121 und 122 StPO umsetzen, 
Geltung verschafft werden. Soweit Verfahrensverzögerun- 
gen in Verfahren, in denen über eine Unterbringung nach 
§ 63 StGB zu entscheiden ist, auf der Einholung eines um- 
fangreichen Gutachtens über den Beschuldigten beruhen, 
dürfte in der Regel ein die Fortdauer der Unterbringung 
rechtfertigender Grund vorliegen. Der Schutz der Allge- 
meinheit vor gefährlichen psychisch Kranken, der sicherge- 
stellt bleiben muss, ist demgegenüber Aufgabe der Unter- 
bringungsgesetze der Länder. 
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Zu Nummer 2 (§ 463 StPO) 

Zu den Buchstaben a und b (§ 463 Abs. 3 Satz 3, Abs. 3a 
StPO) 

Nach § 67e Abs. 2 StGB hat das Vollstreckungsgericht zu- 
mindest jeweils nach einem Jahr vollzogener Unterbringung 
in einem psychiatrischen Krankenhaus zu überprüfen, ob 
die weitere Vollstreckung der Unterbringung zur Bewäh- 
rung auszusetzen ist. 

Im Aussetzungsverfahren muss der Richter alle ihm mög- 
lichen Erkenntnisquellen über eine fortbestehende Gefähr- 
lichkeit des Untergebrachten ausschöpfen. Bei Prognoseent- 
scheidungen, bei denen geistige und seelische Anomalien in 
Frage stehen, besteht in der Regel die Pflicht, einen erfahre- 
nen Sachverständigen hinzuzuziehen („Gebot bestmög- 
licher Sachaufklärung“, vgl. BVerfGE 70, 297 <309>). 
Ohne sachverständige Beratung ist der Richter - abgesehen 
von der Stellungnahme der übrigen Verfahrensbeteiligten - 
letztlich nur auf seine Menschenkenntnis und Berufserfah- 
rung verwiesen. 

Ein fundiertes schriftliches Gutachten kann den Richter eher 
in die Lage versetzen, die Art der von dem Verurteilten dro- 
henden Straftaten und das mit der vorzeitigen Entlassung 
verbundene Risiko für die betroffenen Rechtsgüter zuverläs- 
sig einzuschätzen. 

Die Pflicht des Gerichtes, bei Bewährungsentscheidungen 
nach § 67d Abs. 2 StPO das Gutachten eines Sachverständi- 
gen einzuholen, ergibt sich bereits aus § 463 Abs. 3 Satz 3 
StPO. Mit der Erweiterung des § 463 Abs. 3 Satz 3 StPO 
wird diese Pflicht auf den Fall der Erledigungsentscheidung 
nach § 67d Abs. 3a StGB-E ausgedehnt. 

§ 463 Abs. 3a StPO-E begründet demgegenüber die Pflicht 
zur regelmäßigen Einholung externer Sachverständigengut- 
achten. Diese Gutachten müssen also von einem Sachver- 
ständigen erstellt werden, der nicht in dem psychiatrischen 
Krankenhaus arbeitet, in dem sich der Untergebrachte befin- 
det. Mit der Behandlung des Untergebrachten darf er nicht 
befasst sein. Auch insoweit orientiert sich der Entwurf an 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, nach 
der auf Grund der Wirkkraft des Freiheitsgrundrechtes umso 
strengere Anforderungen an die Sachverhaltsaufklärung zu 
stellen sind, je länger die Unterbringung bereits dauert. Da- 
nach ist es zur Vorbeugung der Gefahr von Routinebeurtei- 
lungen in der Regel geboten, von Zeit zu Zeit einen anstalts- 
fremden Sachverständigen hinzuzuziehen (vgl. BVerfGE 
70, 297 <310 fi>). Da ein solches Gutachten die Kenntnis 
der bisherigen Behandlung und Entwicklung des Unterge- 
brachten erfordert, ist der Gutachter befugt, die entspre- 
chenden Patientendaten des Krankenhauses einzusehen. 

Bei der Entscheidung über die weitere Vollstreckung einer 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus nach 
fünfjähriger Dauer liegt eine andere Sachlage zu Grunde als 
bei der Neuregelung des § 454 Abs. 2 StPO in dem am 
3 1 . Januar 1998 in Kraft getretenen Gesetz zur Bekämpfung 
von Sexualdelikten und anderen gefährlichen Straftaten 
(BGBl. 1 S. 160), wo im Hinblick auf die vorgesehene Be- 
gutachtung zur Vorbereitung der Entscheidung über die 
Strafaussetzung zur Bewährung ausdrücklich von einer ge- 
setzlichen Festlegung zur Einschaltung eines externen Sach- 
verständigen abgesehen worden ist. Bei der Entscheidung 
nach § 463 StPO befindet sich der Untergebrachte schon 


seit fünf Jahren in psychiatrischer Behandlung und ist in der 
Regel schon mehrfach begutachtet worden. Die neue Über- 
prüfung der Voraussetzungen der weiteren Unterbringung 
nach jeweils fünf Jahren soll daher dazu dienen, die bloße 
Fortschreibung der bisherigen Entscheidungen im Rahmen 
der jährlichen Überprüfung nach § 67e Abs. 2 StGB zu ver- 
hindern. Bei dieser Sachlage kann erst die Hinzuziehung ei- 
nes bisher nicht mit dem Untergebrachten befassten Sach- 
verständigen die nötige kritische Distanz zu den bisherigen 
Gutachten schaffen und damit die Prognosesicherheit des 
Gerichtes entscheidend verbessern. 

Durch die vorgeschlagene Verweisung auf § 454 Abs. 2 
Satz 3 bis 6 StPO wird angeordnet, dass der Sachverstän- 
dige mündlich zu hören ist. Von dem Termin sind der Unter- 
gebrachte, sein Verteidiger, die Staatsanwaltschaft und das 
Krankenhaus zu benachrichtigen. Durch das gesetzlich ver- 
ankerte Frage- und Erklärungsrecht der an der Anhörung 
Beteiligten verdeutlicht der Entwurf, dass der Anhörungs- 
termin Gelegenheit bieten soll, das Sachverständigengut- 
achten eingehend zu diskutieren und das Votum des Sach- 
verständigen zu hinterfragen. 

Um dem Untergebrachten die Möglichkeit zu geben, auch 
bei dieser für ihn wesentlichen Überprüfung seine Rechte 
adäquat geltend zu machen, sieht der Entwurf in § 463 
Abs. 3a Satz 5 StPO-E vor, dem Untergebrachten, der kei- 
nen Verteidiger hat, einen Verteidiger zu bestellen. Der Ge- 
setzgeber kommt damit seiner verfassungsmäßigen Ver- 
pflichtung nach, einem Untergebrachten einen Pflichtvertei- 
diger beizuordnen, wenn es wegen Besonderheiten und 
Schwierigkeiten im Diagnose- und Prognosebereich evident 
erscheint, dass er sich angesichts seiner Erkrankung nicht 
selbst verteidigen kann (vgl. BVerfGE 70, 297 <323>). 

Zu Buchstabe c (§ 463 Abs. 6 StPO) 

Durch die Aufnahme des § 67d Abs. 5 StGB-E in § 463 
Abs. 6 StPO wird die Zuständigkeit der Strafvollstreckungs- 
kammer für die zu treffenden Nachtragsentscheidungen 
auch für den Fall des gesetzlichen Eintritts der Führungsauf- 
sicht mit der Entlassung aus dem Vollzug der Unterbringung 
in einer Entziehungsanstalt ausdrücklich bestimmt. Dieser 
nach geltendem Recht in § 67d Abs. 5 StGB geregelte Fall 
des Eintritts der Führungsaufsicht wird in § 463 Abs. 6 
StPO nicht angeführt, was zu berechtigter Kritik im Schrift- 
tum geführt hat (vgl. Wendisch in Loewe/Rosenberg, 
StPO-Kommentar, §463 Rn. 17). Es ist in der Tat kein 
Grund ersichtlich, hinsichtlich der Zuständigkeit der Straf- 
vollstreckungskammer die Fälle des § 67d StGB, in denen 
kraft Gesetzes Führungsaufsicht eintritt, unterschiedlich zu 
behandeln. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Bundesgebührenord- 
nung fiir Rechtsanwälte) 

Bisher sind Tätigkeiten eines Rechtsanwalts im Verfahren 
der Strafvollstreckung nur durch die Auffangvorschrift des 
§ 91 Nr. 1 BRAGO erfasst. Die Vorschrift sieht einen Rah- 
men von 30 bis 340 DM vor. Für den bestellten Verteidiger 
bedeutet dies eine Gebühr von 120 DM (§ 97 Abs. 1 
BRAGO). Im Hinblick auf die erhebliche Bedeutung des 
Verfahrens über die weitere Unterbringung ist dieser Ge- 
bührenrahmen nicht sachgerecht. Hierbei ist auch zu be- 
rücksichtigen, dass die Tätigkeit des Rechtsanwalts durch 
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die Unterbringung des Mandanten erheblich erschwert ist 
und in jedem Fall eine mündliche Anhörung stattfindet. Auf 
eine solche verhältnismäßig umfangreiche und für den Man- 
danten bedeutsame Tätigkeit ist § 91 BRAGO nicht zuge- 
schnitten. Wegen des Sachzusammenhangs soll der neue 
§ 92a BRAGO auch die Gebühren für das Überprüfungsver- 
fahren nach § 463 Abs. 3 Satz 1, 4 und 5 StPO regeln. 

Die Gebührenhöhe soll sich an dem Gebührenrahmen für 
erstinstanzliche Strafverfahren vor der großen Strafkammer 
bzw. dem Schöffengericht (§ 83 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
BRAGO) orientieren. 

Für den gerichtlich bestellten Verteidiger ist eine Gebühr, 
die dem Fünffachen der Mindestgebühr des Wahlanwalts 
entspricht, vorgesehen (600 DM). Dies entspricht der Rege- 
lung für den Verteidiger in der erstinstanzlichen Hauptver- 
handlung vor der großen Strafkammer, wenn sich der Be- 
schuldigte nicht auf freiem Fuß befindet (S 97 Abs. 1 Satz 3 
BRAGO). 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung begrüßt die Zielsetzung des Entwurfs, 
die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Unterbringung 
in einer Entziehungsanstalt und in einem psychiatrischen 
Krankenhaus zu verbessern und die Funktionstüchtigkeit 
des Maßregelvollzugs im Interesse der Sicherheit der Allge- 
meinheit zu gewährleisten. Der Entwurf löst das drängende 
Problem der Völlstreckungsreihenfolge bei der Unterbrin- 
gung in einer Entziehungsanstalt. Daneben setzt er die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur Bedeu- 
tung des Verhältnismäßigkeitsprinzips bei der Verhängung 
freiheitsentziehender Maßregeln um. Im Hinblick auf die 
vorgeschlagene Regelung zu den Voraussetzungen einer 
langfristigen Unterbringung in einem psychiatrischen Kran- 
kenhaus (§ 67d Abs. 3a StGB-E) und die vorgesehene An- 
wendbarkeit der §§ 121, 122 StPO bei der Prüfung der Fort- 
dauer der einstweiligen Unterbringung gibt die Bundesre- 
gierung jedoch zu bedenken, dass der Schutz der Bevölke- 
rung vor gefährlichen Straftätern vorrangig sichergestellt 
bleiben muss. 
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